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Ein Plädoyer
gegen den Krieg
Todenhöfer heute bei den Lesarten
Weimar. „Wieso darf man Kin-
der töten?“ Auf diese Frage be-
kommt Jürgen Todenhöfer
schon als Kind nach dem Bom-
benangriff auf Hanau 1945 kei-
ne Antwort. Heute, nachdem er
viele Jahre damit verbracht hat,
Kriegsgebiete zu bereisen, Men-
schen dort zu erkennen, wo an-
dere nur Feinde sehen wollen,
erinnert er sich und stellt wieder
die alles entscheidende Frage:
„Wie kann, was im eigenen
Land als schändliches Verbre-
chen gilt, außerhalb der Gren-
zen eineHeldentat sein?“
Sein Buch „Du sollst nicht tö-

ten“, das sich vornehmlich aus
seinen dramatischen Erlebnis-
sen während des Arabischen
Frühlings speist, legt Zeugnis ab
von Hass, Demütigung und Ver-
nichtung – gestern und heute.
Heute stellt er es inWeimar vor.
Immer wieder fragt er sich, wa-
rum Menschen moralische
Grenzen überschreiten. Nicht
nur jene, die vergewaltigen, fol-
tern und töten, sondern auch je-
ne, die am Schreibtisch andere
aussenden „zur Verteidigung“
von Freiheit und Frieden. Im-
mer wieder konfrontiert Jürgen
Todenhöfer das Bild, das öffent-

lich von Kriegen gezeichnet
wird, mit der Realität vorOrt. Er
gibt den Namenlosen ein Ge-
sicht und zeigt uns unsere be-
schämenden Feindbilder.
Jürgen Todenhöfer spendet

Gelder aus seinem Buchverkauf
für Kinder, die in kriegerischen
Auseinandersetzungen verletzt
wurden und nun dringend Pro-
thesen benötigen.
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Heute bei den Lesarten in Wei-
mar: Jürgen Todenhöfer mit „Du
sollst nicht töten“.

„Kinder sind mehr als
nur ein Kostenfaktor“
Kinderreiche Familien: Das Land könnte an vielen Stellschrauben drehen
n Von Hartmut Kaczmarek

Erfurt. Katrin Konrad hat gerne
einen chinesischen Spruch pa-
rat, wenn sie auf die Arbeit ihres
Verbandes angesprochen wird:
„Wer Geld und keine Kinder
hat, der ist nicht wirklich reich,
wer Kinder und kein Geld hat,
der ist nicht wirklich arm.“ Kat-
rin Konrad ist die Vorsitzende
desVerbandes kinderreicher Fa-
milien in Thüringen.Dort haben
sich Familien organisiert, die
drei undmehrKinder haben.
Was die engagierte Mutter be-

sonders ärgert: Immer wieder
werden kinderreiche Familien
und Armut in einem Atemzug
genannt. Aber für sie gilt: „Kin-
der sind fürunsmehrals einKos-
tenfaktor. Sie sindLebensfreude
und bereichern täglich unser
eigenes Leben. Sie öffnen unse-
renBlick fürdiekleinenundgro-
ßen Dinge immer wieder aufs
Neue.“
Konrad weiß, dass sie auch

gegen viele Vorurteile anzu-
kämpfen hat. Nicht nur gegen
das der Kinderarmut. Als sie in
der vierten Schwangerschaft
war, musste sie sich von einer
Krankenschwester folgenden
Satz anhören, der sie heute im-
mernoch schockiert: „Sie haben
doch schon drei Kinder. Und
dann lassen sie sich noch eins
andrehen...“ Was diese Kran-

kenschwester und manch ande-
rer nicht begreifen: Dass man
sich auch bewusst für viele Kin-
der entscheiden kann. „Ein Le-
ben mit drei und mehr Kindern
ist schön und in Thüringenmög-
lich“, sagt Konrad aus Überzeu-
gung.
Aber es gibt auch viele Proble-

me, mit denen kinderreiche Fa-
milien zu kämpfen haben. Da
sind beispielsweise die Gebüh-
ren für Horte und Kitas. Die Ge-
schwisterrabatte sind nach Ein-
schätzung des Verbandes häufig
zu niedrig angesetzt. Beispiel
Horte: Bisher werden Ge-
schwisterkinder in vielen Kom-
munen mit einem Betrag von
200 Euro vom Familieneinkom-
men abgezogen. Dieser Betrag
reicht nach Einschätzung des
Verbandes nicht aus, um in eine
günstigere Staffelung beim Fa-
milieneinkommen zu gelangen.
In Thüringen gibt es derzeit nur
noch drei Einkommensgrenzen:
Bis 1060EurokannderHort frei
genutzt werden, darüber hinaus
gibt es unterschiedliche Staffe-
lungen für das Familieneinkom-
men und die dann zu zahlenden
Hortgebühren. Die Grenzen lie-
gen bei 1500und2500Euro.Die
Rechnung, die Konrad anstellt:
Um in eine günstigere Einkom-
mensgruppe zu gelangen, bedarf
es drei oder vier Geschwister-
kinder. Die Folge: Das Kita-

Kind wird als Einzelkind be-
rechnet, obwohl weitere Kinder
im Haushalt leben und dort fi-
nanziell versorgt werden.
Ganz praktisch wird das Bei-

spiel wenn ein Kind von der
Grundschule mit Hortbetreu-
ung auf eine weiterführende
Schule wechselt. „Sobald das
Kind die fünfte Klasse besucht,
bezahlt man 25 Prozent mehr“,
beklagt sich Konrad. Sie fordert
eine Regelung, die sich an der
Berechtigung zum Bezug von
Kindergeld orientiert. Dann
würden auch größereKinder bei
denGebühren berücksichtigt.
„Es sind ganz viele kleine

Stellschrauben, an denen man
drehen könnte, umdie Situation
kinderreicher Familien in Thü-
ringen zu verbessern“, sagt Kon-
rad. Dennmit Problemen haben
diese Familien schon genug zu
kämpfen. Das fängt bei der Su-
che nach angemessenemWohn-
raum an und endet bei Proble-
men imBerufsleben.
Was sie in Thüringen gut fin-

det, ist das Landeserziehungs-
geld: Hier sieht sie eine deutli-
cheUnterstützung derMehrkin-
derfamilien. „Familie braucht
Zeit füreinander, weniger staat-
liche Betreuung“, sagt sie. Das
Landeserziehungsgeld sichere
außerdem die Wahlfreiheit der
Familien. Aber sie kann sich
auch eine Aufstockung der Leis-

tungen auf bis zu 300 Euro vor-
stellen. „Das Thüringer Modell
sollte für alle Familien in
Deutschlandgelten“, soKonrad.
„Als Landesverband setzen wir
uns dafür ein, dass auchdie neue
Landesregierung Familien bei
der Wahl der Betreuung ihrer
Kleinkinder unterstützt und Fa-
milien, die ihrKind zuHause be-
treuen nicht finanziell „ab-
hängt“. Am Landeserziehungs-
geld will im Augenblick nur die
CDU festhalten. Der Verband
kritisiert damit deutlich die Posi-
tionen aller anderen im Landtag
vertretenen Parteien. SPD, Lin-
ke, Grüne und FDP verlangen
die Abschaffung des Landes-
erziehungsgeldes. Mit den frei-
werdenden Mitteln könnten
dann andere sinnvolle familien-
freundlicheMaßnahmen, vor al-
lemeinAusbauund eine qualita-
tive Verbesserung der Kita-Be-
treuung, organisiert werden, ar-
gumentieren sie. Unterstützung
bekommt der Verband von Thü-
ringens Ministerpräsidentin
Christine Lieberknecht. Ihr be-
reitet der aus ihrer Sicht alarmie-
rende Rückgang der kinderrei-
chen Familien Sorge, wie sie
kürzlich in einem Interview sag-
te. Die kinderreichen Familien
seien aus dem Blick geraten.
„Wir sindKinder- entwöhnt und
müssen Kinder wiederentde-
cken als unseren Schatz.“

Kinderreiche Familien wollen mehr gesellschaftliche Anerkennung: Häufig fühlen sich Eltern mit ihren Kindern ausgegrenzt. Auch vom
Land verlangt der Interessenverband kinderreicher Familien deutliche Änderungen bei Hort- und Kitagebühren. Foto: dpa

Pflegekräfte
wandern ab
Tarifbindung in Thüringen gering
n Von Katrin Zeiß

Erfurt. Thüringen hinkt bei den
Löhnen für Altenpfleger hinter-
her. Das hängt auch an der ge-
ringen Tarifbindung, wie eine
neue Studie der Landesregie-
rung zeigt.
In Thüringen zahlt nur eine

Minderheit der Anbieter für Al-
ten-, Kranken- undBehinderten-
pflege ihre Beschäftigten nach
Tarif. Nach einer neuen Studie
liegt die Tarifbindung in der
Thüringer Sozialwirtschaft bei
30 Prozent. In der Altenpflege
gilt sogar nur für weniger als sie-
ben Prozent der Anbieter eine
Tarifbindung, wie Sozialminis-
terinHeikeTaubert (SPD) sagte.
In Bayern – wohin viele in Thü-
ringen ausgebildete Fachkräfte
wegen der besseren Bezahlung
abwandern – zahlen knapp
40 Prozent der Altenpflege-
unternehmen Tariflöhne, bun-
desweit sind es 46 Prozent.
In Thüringen arbeiten etwa

20000 Menschen in der Alten-
pflege. Die schlechte Bezahlung
der Altenpfleger ist seit Jahren
einThema für dieLandespolitik.
Problem sei das Zusammenspiel
aus niedrigen vondenPflegekas-
sen an die Anbieter gezahlten
Pflegevergütungen und niedri-
ger Tarifbindung, sagte Wirt-
schaftsminister Uwe Höhn
(SPD). Wie Taubert sieht er

einen Dumpingwettbewerb der
Unternehmen um möglichst
niedrige Löhne in der Pflege-
branche.
Taubert verwies auf den vom

Land angeschobenen Pflege-
pakt mit den Pflegekassen und
-unternehmen. Es sei wesentli-
ches Ziel der Vereinbarung, die
Bezahlung der Pflegekräfte zu
verbessern. „Dafür wollen wir
auchweiter eintreten“, sagte sie.
In der von der Prognos AG

(Berlin) erarbeitetenStudiewird
allerdings darauf verwiesen,
dass die Vergütung von Pflege-
leistungen auch imSinneder So-
zialhilfeträger – der Kommunen
– künstlich niedrig gehalten
worden sei. In Thüringen ist be-
reits jetzt jeder zehnte Pflegebe-
dürftige auf Sozialhilfe angewie-
sen, weil die eigenen Ersparnis-
se nicht ausreichen. Die Pflege-
versicherung deckt nur einen
Teil der in Anspruch genomme-
nen Leistungen. Beklagt wird in
der Studie auch das schlechte
Ansehen, dasPflegeberufe in der
Öffentlichkeit genießen.
In Thüringen leben 82000

Pflegebedürftige. Bis zum Jahr
2030 werden im Freistaat einer
anderen Untersuchung zufolge
etwa 8000 zusätzliche Pflege-
fachkräfte gebraucht. Dann
dürfte etwa jeder zehnte der et-
wa eine Million Thüringer auf
Pflege angewiesen sein.

Die Hochschulen bekommen deutlich mehr Geld vom Land
Nach monatelangem Streit erzielen Matschie und Voß einen Kompromiss – Landesrektoren setzen sich mit ihrem Vorschlag durch
n Von Simone Rothe

Erfurt. Lange schien keine Eini-
gung in Sicht: Nun können Thü-
ringens Hochschulen 2016 mit
15 Millionen Euro mehr vom
Land rechnen.
Die schwarz-rote Koalition in

Thüringen hat sich auf einen
Kompromiss zur künftigen
Hochschulfinanzierung ge-
einigt. Thüringen folge der Emp-
fehlung des Wissenschaftsrats,
wonach die Grundmittel der
Hochschulen sich jährlich in
einem Umfang von einem Pro-
zentpunkt oberhalb der erwart-
baren wissenschaftsspezifi-
schen Tarif- und Kostensteige-
rungen erhöhen sollen, erklär-
ten das Finanz- und das
Wissenschaftsministerium. Die
Hochschulen im Freistaat kön-
nen damit ab 2016 mit etwa
15 Millionen Euro mehr rech-

nen, sagte ein Sprecher des Wis-
senschaftsministeriums. Un-
term Strich bedeutet diese For-
mulierung, die ein Kompromiss-
vorschlag der
Landesrektorenkonferenz ist,
dass dieThüringerHochschulen
mit etwa vier Prozent pro Jahr
mehr Geld rechnen können.
Denn die „wissenschaftsspezifi-
schen Tarif- und Kostensteige-
rungen“ werden vom Bildungs-
ministerium mit etwa drei Pro-
zent veranschlagt.
2020 könnte der Mehrbetrag

bereits bei knapp 18 Millionen
Euro liegen. Über Monate war
über die Forderung vonWissen-
schaftsminister Christoph Mat-
schie (SPD) nach einer pauscha-
len Anhebung von vier Prozent
gestritten worden. Linke und
Grüne sprachen von einem fau-
len Kompromiss, der die Proble-
me derHochschulen nicht löse.

„Ich begrüße den Kompro-
missvorschlag der Hochschul-
rektoren. Damit ist die starre
Vier-Prozent-Regelung, die eine
Automatik bedeutet hätte, vom
Tisch“, sagte Finanzminister
WolfgangVoß (CDU).NachAn-

sicht von Voß steht einer Über-
weisung derHochschulentwick-
lungsplanung an den Landtag
nun nichts mehr im Wege. Da-
mit habe die Hängepartie ein
Ende, sagte der CDU-Hoch-
schulpolitikerMarioVoigt.

Matschie will die Finanzie-
rungsregelung und den Hoch-
schulentwicklungsplan in der
nächstenWoche zumThema im
Kabinett machen. „Mit der Stra-
tegie 2020 sollen die Hochschu-
len Planungssicherheit sowie
eine klare und verlässliche Pers-
pektive erhalten“, so der Wis-
senschaftsminister. „Mein Ziel
ist, in Lehre und Forschung in
der ersten Bundesliga zu spie-
len.“ Wenn der Finanzminister
jetzt zu seiner Finanzierungszu-
sage für die Hochschulen stehe,
könne die seit Monaten fertige
Strategie schon in der nächsten
Kabinettssitzung beschlossen
werden. Nach Angaben seines
Sprechers kommt die jetzt ge-
fundene Regelung der von Mat-
schie ursprünglich geforderten
vierprozentigen Steigerung der
Landeszuwendungen nahe.
Die Grünen-Abgeordnete As-

tridRothe-Beinlich erklärte, den
Hochschulen fehlten schon jetzt
25 bis 30 Millionen Euro, Stel-
lenabbau und die Streichung
von Studiengängen sei Realität.
Ähnliche Worte fand Susanne
Hennig-Wellsow von der Lin-
ken. Sie kritisierte eine fehlende
Hochschulentwicklungspla-
nung.
Die Hochschulen sind trotz

des jetzt erzielten Kompromis-
ses in der Koalition nach Ein-
schätzung der Bildungsgewerk-
schaft GEW chronisch unterfi-
nanziert. GEW-Chef Torsten
Wolf verwies auf Zahlen des Bil-
dungsfinanzberichts des Statisti-
schen Bundesamtes aus dem
Jahr 2013. Dort steht, dass Thü-
ringen bei den Ausgaben für die
Grundfinanzierung der Hoch-
schulen pro Kopf im Jahr 2013
exakt 223 Euro bereitgestellt
hat.DiedurchschnittlichenAus-

gaben aller Länder lagen aber
bei 271 Euro. Die GEW errech-
net daraus ein Finanzierungslü-
cke imVergleich zudenanderen
Bundesländern von mehr als
103Millionen Euro. Auchwenn
man die Ausgaben für die
Grundfinanzierung in Prozen-
ten des Haushalts berechnet, ist
Thüringen deutlich abgehängt:
7,9 Prozent in Thüringen stehen
10,7 Prozent in den Flächenlän-
dern West und 8,5 Prozent in
den östlichen Flächenländern
gegenüber. Wolf zieht daraus
den Schluss, „dass gute wissen-
schaftliche Arbeit in Thüringen
weiterhin ein Fremdwort ist, da
die fehlenden Mittel in der
Grundfinanzierung durch die
Hochschulen nur durch Dritt-
mittel ausgeglichenwerdenkön-
nen. Thüringer Hochschulen
könnten imBereich der Spitzen-
forschung nichtmithalten.

Strenge
Regeln für
V-Leute
Erfurt. (dpa) Thüringens Innen-
minister Jörg Geibert (CDU) hat
strengere Regeln für den Um-
gang mit V-Leuten des Verfas-
sungsschutzes gegen Kritik ver-
teidigt. „Die Vorgaben sind
schärfer als anderswo. Aber das
ist so gewollt“, sagte er. Schließ-
lich müssten Konsequenzen aus
Fehlern und Versäumnissen bei
der Verfolgung des aus Jena
stammenden rechten Terror-
trios des „Nationalsozialisti-
schen Untergrunds“ (NSU) ge-
zogenwerden.Dem sei das neue
Verfassungsschutzgesetz ver-
pflichtet, das derzeit im Thürin-
ger Landtag beratenwird.
Es nimmt dem Geheimdienst

den bisher üblichen Ermessens-
spielraum bei der Weitergabe
von Informationen über Strafta-
ten an Staatsanwaltschaft und
Polizei. Geibert bestätigte, dass
die Thüringer Regelung in ande-
ren Bundesländern und beim
Bund skeptisch gesehen wird
(die TLZ berichtete). „Es gibt Ir-
ritationen“, sagte er. Die Kritik
an der Thüringer Verfassungs-
schutzreform, die nach Zustim-
mungdesLandtagsAnfang2015
in Kraft treten solle, komme vor
allem aus den Verfassungs-
schutzbehörden. „Die Innenmi-
nister haben einen anderen
Blick darauf.“
Der CDU-Politiker sieht nicht

die Gefahr, dass die Neurege-
lung die Arbeit des Verfassungs-
schutzes nicht nur in Thüringen
beeinträchtigt. „Der Einsatz von
V-Leuten wird damit nicht un-
möglich gemacht. Aber wir wol-
len nicht mit Verbrechern zu-
sammenarbeiten.“ Meinung

Zeugin wird
im Pflegeheim
vernommen
München/Jena. (dpa) Das
Oberlandesgericht München
will eine 92 Jahre alte Zeugin im
NSU-Prozess von einem Amts-
richter in ihrem Zwickauer Pfle-
geheim vernehmen lassen. Das
bestätigte Gerichtssprecherin
Andrea Titz. „Hintergrund ist,
dass der Zeugin die Reise zum
Senat nachMünchennichtmög-
lich ist.“ Daher habe das OLG
ein Ersuchen an das Amtsge-
richt Zwickau gerichtet.
Die Zeugin war in einem frü-

heren Prozesstermin schon ein-
mal per Videoschalte befragt
worden. Der Vorsitzende Rich-
ter Manfred Götzl brach die Be-
fragung aber bereits nach weni-
gen Minuten ab, weil die Frau
hilflos wirkte und schon Fragen
nach ihren Personalien kaum
beantworten konnte. Sie gilt seit
längerer Zeit als dement.
Die Frau lebteWandanWand

zur Fluchtwohnung des NSU-
Trios in Zwickau. Nachdem die
Hauptangeklagte Beate Zschä-
pe der Anklage nach imNovem-
ber 2011 ihre Wohnung in
Brand gesetzt hatte, musste sie
von Verwandten aus dem bren-
nenden Haus gerettet werden.
Ungeklärt ist, ob Zschäpe vor
ihrer Flucht an der Nachbarstür
klingelte und vor den Flammen
warnte – oder die Seniorin
ihremSchicksal überließ.

Für bessere Studienbedingungen erhalten die Thüringer Hochschu-
lenmehrGeld vomLand. Foto: PeterMichaelis


